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Der Ehemann der Klägerin, der als Inhaber eines Gebäudereini—

gungsunternehmens bei der Beklagten versicherte Erwin Fuhrmann

(F„)‚ starb am 1° Februar 1959 an den Verletzungen, die er
bei dem Verkehrsunfall vom 27„ Januar 1959 erlitten hatte°

Der vom Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Wéstfalen in'dem»

angefochtenen Urteil vom 25° März 1965 festgestellte Sach—

verhalt enthält über diesen Unfall folgende Angaben:

"Am 270 Januar 1959 hatte F„ mit drei Mitarbeitern in
‘Bockum—Hövel bei mehreren Kunden Reinigungsarbeiten aus— »
geführt° Diese Arbeiten hatten bis etwa 15, 50 Uhr gedaueito‚

" Im Anschluß an die Arbeit hatten F und seine Mitarbeiter
„in Bockum—Hövel eine Gaststätte aufgesucht° Nach dem Gast-

‘stättenbesuch wollte F mit seinen Mitarbeitern in seinem
Kombiwagen nach Werne an der Lippe fahren, um dort in einem

‘ Blumengeschäft den Fußboden zu schleifen° „'
Obwohl dem E durch amtsgerichtliches Urteil Vom 2° Juli 1958

'die Fahrerlaubnis auf die Dauer eines Jahres entzogen werden
‘ war, und obwohl er infolge des vorher genossenen Alkohole

absolut fahruntüchtig war, setzte er sich in Beckum—Hövel
kurze Zeit nach 16,50 Uhr an das Steuer seines Kombiwagens,
um mit seinen Mitarbeitern nach Werne zu fahren° Es war sehr

; nebelig° Die Sichtweite betrug etwa 15 bis 20 ma Nachdem Fa

_
etwa 4 km gefahren war„stieß er in der Ortschaft Stockum

‚.
, gegen 16,50 Uhr auf seiner Fahrbahn mit einem Lieferwagen ;f*

zusammen() Der Fahrer des Lieferwagens hatte unmittelbar

_
vorher einen auf seiner Fahrbahnseite fahrenden Rad» oder

; Mopedfahrer mit einer Geschwindigkeit von etwa 15 bis.2o km/h
j überholt; Er war daher auf die linke Fahrbahnseite gekommen,

da die Fahrbahn an der Unfallstelle nur etwa 6 m breit ist°
\F°‚ der ebenfalls wie der Fahrer des Lieferwagens mit Ab—
blendlicht fuhr, hatte unmittelbar vor dem Unfall seine
rechte Fahrbahnseite eingehalten° Er fuhr aber nicht scharf

.
rechts° Die Geschwindigkeit des F betrug etwa 50 km/ho_‚
Die Fahrbahn war an der Unfallstelle vereist° Bei dem Zu—
sammenstoß wurden FO, der Fahrer des Lieferwagens und sämt—
liche anderen Insassen der beiden Fahrzeuge erheblich ver—‘
lets to Etwa zwei Stunden nach dem Unfall wurde von Fa eine '
Blutorobe entnommen° hie Untersuchuns dies er Blutprobé er—
gab, daß im Augenblick der Blutentnahme 1,52 %0 Alkohol im.
Blut enthalten war° Im Augenblick des Unfalls betrug die

' Blutalkoholkonzentration des FO mindestens 1 ‚7 %oo
.
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‚
Der Fahrer des Liéferwagens

ist durch das
re_chtskräftige

Urteil des Schöffengerichts in Werne vom 30° September 1959-
wegen fahrläs siger Tötung des F° in Tateinheit mit fahr—
lässiger Körperverletzung verurteilt werden„"

Die Beklagte lehnte durch Besche_■_dvom 21 Jü1i 1959 den Ent—‚
_schädigungsanspruch der Klägerin mit der Begründung ab, durch.

“den zu einem Blutalkoholwert von 1‚52 %o führenden AlkohOl—
_genuß habe Fa nach der ständigen Rechtsprechung den betrieb—

lichen Zusammenheng vollständig gelösto_

Die hiergegén
mit mehrmönetiger Ver3pätung7erhobene'Klage

__wurde vom Sozialgericht (SG) Münster durch Prozeßurteil vom
_

3 20„ Oktober 1960 abgewiesen° Auch das LSG erachtete die Vor—.'

aussetzungen einer Wied9reinsetzung in den vorigen Stand ‘ '

gemäß 5 67 Abs° 1 des quialgerichtsgesetzes (SGG) als nieht-'

__
gegeben; es wies die Berufung der Klägerin durch Urteil vom

-9124„ Oktober 1961 zurück, in dessen Gründen es abschließend
erklärte; Der geltend gemachte Anspruch sei sachlich nicht‘

»Q_zu prüfen gewesen; es müsse der Klägerin überlassen bleiben‚

ob sie nach Abschluß des Stréitverfahrens bei der Beklagten

eihe.Überprüfüng ihrer Ansprüche — etwa unter Hinweis au1_die

“'ih2Wis0heh gewandelte höchstrichterliche Rechtsprechung zur—

_

Frage des Versicherungsschutzes trotz alkoholbedingter Fahr—

V untüchtig-keit
— beantragen wolle° Revision wurde nicht zu—"

gelasseno ‘ ' ‘“ ' " ‘ ’ ' " "

""Den ihr vomLSGnahegele'gtenAntrag stelle die Klägerin im
fSchreiben an die Beklagte vom 18° November 1961° „Die Beklagte

lehnte ihn ab und führte zur Begründung im Beschéid vom 129 De—

_
zember 1961 sowie im Widerspruchsbescheid vom 14° Februar 1962

Ü]unag
aus: Sie habe die nach @ 619 der Reichsversicherungs— ”

_
ordnung (in der bis zum 50„ Juni 1963 geltenden Fassung —RVO

'aF—) erforderliche Über2eugung‚ daß sie zu Unrechthei■tungen-:
h abgelehnt habe, nicht gewinnen können° Der bindend gewordene'

„_Ablehnungsbescheid vom 210 Juli 1959 stimme mit der damals maß—

geblieben Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)_ überein°
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'Ein epäterer Wandel der Rechtsprechung gebe keinen Anlaß zu»

‚einer erneuten Überprüfung und Bejahung bindend abgelehnter
-EntsChädigungsansprüche; das verbiete die gleiche Behandlung

aller Unfallgeschädigten; im übrigen wäre eine ständige Übere

prüfung und Anpassung an die neueste Rechtsprechung auch.

undurchführbaro Für eine Anwendung des 5 619 EVO aF bleibei6x

„hier kein Raum„ —"" ‘-‘rn ‘ — __„„

Das SGhat die hiergegen erhobene Klage durch Urteil vom
_160 August 1962 abgewiesen: Rechtsfrieden und Rechtsaicher—i ‚

heit erforderten9 daß nur solche Entschéidungen durch einen

Zugunstenbescheid gemäß 5 619 RVO aF berichtigt Würden; die__'

sich auch unter Würdigung der zur Zeit ihres Erlasses be— ‘

stehenden tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse als

fehlerhaft erwiesen° ' '

Auf die
Berufung

der Klägerin hat das LSG die
Beklagte

unter

Aufhebung ihrer Bescheide vom 12 .Dezember 1961 und 14 Fe—

bruar 1962 für verpflichtet erklärt, den Unfall des F° vom
27„ Januar 1959 als Arbeitsunfall anzuerkennen9 der Klägerin

die gesetzlichen Bé2üge
zu gewähren und auf dieser.Grundlage

einen neuen Bescheid unter Rücknahme des Bescheids Vom

21° Juli 1959 zu erlassen (Urteil vom 250 März 1965):_
_ _

Sowohl nach 5 619 RVG aF als auch nach 5 627 RVG idF des _'‚

Unfallversicherungs«Neuregelungsgesetzes (UVNG, anwendbar_G__„

gemäß Art 4 5 2 Abs° 1 UVNG) sei die Beklagte Verpflichtet‚"

ihren Ablehnungsbescheid vom 21 Juli 1959 sachlich unter

Berücksichtigung der BSG—Rechtsprechung zur
alköholbedihgten'

Fahruntüchtigkeit seit dem‚3og Juni_196o (BSG 129 242) zu '
überprüfen° 'Gerade im Sozialversicherungsrecht entspreche

es den Geboten der Billigke_it‚ Rechtsgleichheit und des

Rechtsfriedens, bei veränderter Rechtsprechung des BSG in

einer Grundsatzfragé alle auf Grund der früheren‚ nun _auf—

gegebenen BSG—Rechtsprechung ergangenen
Ablehhungsbescheide

zumindest auf Antrag eines Beteiligten zu überprüfen und '
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gegebenenfalls die Leistung neu festzustelleno ‘Bei der

BeratungderNehfassnngdes'g539eveimBundestags(ßT)—*»
ausschuß sei die Einfügung einer dem $*@eA‘Os° 2 dee-Gesetzes

'über'das Verwaltungsverfahren in der Kriegsepferversorgung

_(VeerG) entsprechenden Vorschrift mit Recht als überflüssig
erachtet werden; denn der Vérsicherungsträger sei schon gemäß

@619RveaF—underst recht durch 5 627EVOverpflichtet; die.
BSG—Entscheidungen laufend zu verfolgen und dabei festzu— '

stellen? in welchen Fällen des BSG später zu einer Rechts—

auffassung gelangt sei, die ursprünglich abéelehnte Leistunge—

ensprüche nachträglich begründet erscheinen lasse° Zumindestf

auf Antrag sei er dann verpflichtet, trotz bindend gewordenen

1Ablehnungsbescheids eine neue Leistung festzustellen° Der Eine

“wand der Beklagten, es sei praktisch unmöglich‚_bei veränderé

'ter BSG*Rechtsprechung alle alten9 auf Grund der eufgegebenen.l

Rechtsprechung erteilten Ablehnungsbescheide zn.überprüfenp'

bedürfe keiner Stellungnahme‚ da hier ein Antrag der Berech—yfl

tigten.vorliege° Ob im Hinblick.auf'den Wortlaut von 5 619

RVOaF und @627 RVGeine Pflicht zur Überprüfung aller Be—»'
seheide von Amts wegen bestehe, könne dahingestellt bleibeno

:“Nach der neuen ständigen Rechtsprechung des BSG könne der

-
Versieherüngsschutz für den Unfall des F. auch nicht in An—
betraeht des Blutalkoholgehelts von 1,7%o verneint werden‚

‘ da die alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit des Fe nieht die für

'den Unfall reehtlioh„allein wesentliche Ursache gewesen“sei°
Vielmehr habe im wesentlichen der wegen fahrlässiger Tötung
verurteilte ?ahrer des Lieferwagens durch seine grob verkehrs—

widrige Fahrweise das Zuständekommen des Unfallsvérursacht°

Zweifelhaft könne allenfalls nur sein5 ob F° in nüchternemf’"“
“Zustand bei dieser Verkehrssituaticn den Unfall vermieden

,
“hätte° Dies sei jedoch

zu verneinen; seine Geschwindigkeit
V

_
Sei_auch bei Nebel und vereister Fahrbahn nicht überhöht gee

“wesen; wegen der jedem Fahrer zu2ubilligendeni3chrecksekunde

“ seien aueh Versuche, durch Bremsen oder Ausweichen den Zusam-f

"menstoß zu vermeiden„ von Fa nicht zu erwarten gewesen° '
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Auf Grund des 5 557 Abs„' 1 und 4 RVG eF könne die Beklagte

die Entschädigung keineSfalls versagen, da zwischen dem vor—
sätzlichen Vergehen_— Fahren ohne Fahrerlaubnis

—des F„ und
dem Unfall kein ursächlicher zusammenhang bestanden habe°

Bei Zugrundelegung der seit dem 30° Juni 1960 feststehenden'u‘
ständigen BSG—Rechtsprechung habe somit die Beklagte ihre

'Leistungspflicht im Bescheid vom 210 Juli 19'59 offensichtlich-

zu Unrecht abgelehnt° Hiervon hätte sie sich bei der durch

@ 619 RVO aF gebotenen Überprüfung überzeugen müsseno Für

eine andere Überzeugung lasse der Akteninhelt * auch unter‘ {"

Berücksichtigung_des der Beklagten eingeräumten Ermessens -VÜÄ

bei vernünftiger Béweiswürdigungkeinef1‘Raum° Daher Sei die
Beklagte für verpflichtet zu erklären, einen Arbeitsunfall' '
anzuerkennen und der Klägerin die gesetzlichen Bezüge zu

:,‘gewähren; im Hinblick auf die eindeutige Sach— und Rechts— ‘1f

lage kommenur dies als Ergebnis der Ermessensausübungin ""
.Betrachto— Das LSG hat die Revision zugelassen° ‘

“Gegen das am 22 Mai 1965 zugestellte Urté1l-
hat die

Beklagte

“am 4 Juni 1965 Revision eingelegt und sie am 19 Juni 1965

wie folgt begründet: Einer erneuten Überprüfung gemäß 55 619

'RVO aF, 627 RVG stehe schon entgegen‚ daß der Ablehnungs—
bescheid vom-21° Juli 1959 durch die rechtskräftigen Urteile

,

‚desse-vom’2mOktober1960unddesLSGv0m21°Oktober1961
bestätigt werdensei; diese Urteile könntennur im Wieder:-
aufnehmeverfahren nach 5 179 SGG beseitigt werden? dessen

Vor auSsetzungen jedoch nicht gegeben seien Dabei sei noch

besonders bedeutsam, daß das LSG—Urteil vom‘24° Oktober 1961

_erst nach der Veröffentlichung der gewandelten —vom LSG
sogar schon au3drücklich angeführten — BSG—Rechtsprechung

ergangen sei und d1e Klägerin es damals versäumt habe, eine_

auf 5 162 Abs° 1 Nr° 2 SGGgestützte Revi$1on mit der Begrun—
dung einzulegen9 es bedeute einen wesentlichen Verfahrens- '

mangel daß das LSG ihr demaliges Berufungsbegehren nicht

'auch unter dem Gesichtspunkt des 5 619 EVO aF geprüft habeo_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_
Adi keinen'Fall hätte des-LSGdie Beklagte.zur Anerkennung

_' eines Arbeitsunfalls und Leistungsgewährung verpflichten dür—
fen; hiermit habe es dem Ermessen der Beklagten vorgegriffen

\;und ihr die Geltendmachung anderer, etwa jetzt erst zutage
‘getretener Ablehnungsgründe abgeschnitten°g Äußerstenfalls

‚hätte das LSGdie Beklagte lediglich zur Erteilung eines neuen

Bescheids im Rahmen ihres pfliChtgemäßen, die Rechtsauffassung_

des LSG berücksichtigenden Ermessens verurteilen dürfeno_

Bei der Anwendung der-@@ 619 RVQ_aE‚r627_RVO sei allein
von‘

der Gesetzes—und Rechtsprechungslage im Zeitpunkt des Ableh+
f nungsbesche.ides vom 21° Juli 1959 auszugehen° EbenSow_enig wie
'nachträgliche

—
nicht mit Rückwirkung ausgestattete

—
Gesetzes—

_ änderungen können nachträgliche Änderungen.der Rechtsprechung
.

;_hierbei eine Rolle spielen°_ Bei der Schaffung des 5 619 RVG aF

q habe man lediglich an neue tatsächliche Beststellungen gedscht,‘

_die bei der ersten Ablehnung_noch nicht vorgelegen hätten; Die
“”vom_SozialpclitiSChen BT—Ausschußi(BT—Drucksache_IV/938 89.18)

vertretene Auffassung berüéksichtige nicht genügend, ldaß es den
11Versicherungsträgern technisch völlig unmöglich sei‚ all ihre

-.zahllosen Akten ube_r Blutalkoholfälle .n0ch einmal unter Zugrunde«_
iflegung der geläuterten BSG—Rechtsprechung durchzuseheno- Zu Un—

‘recht‘habe es das LSG insoweit entscheidend auf den Antrag eines_

'*Bétéiligten abgestellto. Denn das GeSetz schreihe‘eusdrücklich'
“vor, daß die Berufsgenossenscheften

von Amts wegen tätig werden

l»müsseno ' ' ‘
_

' ‘ ”

_
ImHinblickaufdenBlutälkohblgehalt‚von_1,7'%o‘unddie im

‚"Strafurteil festgestellte Verkehrswidrige Fahrweise des FO er—

- scheine dessen Trunkenheit so überwiegend äls Unfallursaché,

daß auch nach der neuen BSG*ReChtsprechung der Versicherüngsé

) schutz auszuschließen sei; die Mitschuld des verurteilten__

Lieferwägenfahrers sei demgegenüber nicht ausschlaggeoendo
‘Davon abgesehen sei auch eine Versagung des Schadensersatzes' '

__auf Grund des 5 557 RVOaF gerecht__fertigt° ' ”
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Die Beklagte beantragt?
“_ünter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Berufung der Klägerin gegen das Urtéil_”

'- des SG vom 16 August 1962 zurückzuweisena '

hilféweise9

die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung.an das LSG_zurückzuverweiseno

= Die Klägerin beantragt}

' _Zurückweisung der
Revisiono

Sie
pflichtet

.dem angefochtenen Urteil bei„\

Die Beteiligten haben Sich mit einer
Entscheidung

durch
Urteil ohne mündliche Verhandlung einvérétenden erklärt"

(5 124 Ab3'° 2 SGG) ' ' ' ' '

Die Revision ist stätthaft durch_ Zulassung (5 162 Abs° 1
.Nro_1 SGG) Sie ist form* und fristgerecht_ eingelegt und

_

_
begründet worden, daher zulässig° ‘ '“ , “ ""

' Sie hatte jedoch keinen Erfolg„
\

Schon nech
der Rechtsprechung zu 5 619 RVG eF war

diese Vor—

schrift auch in Fällen anzuwenden‚ in denen der Ablehnungs—

‘bescheid des Vérsichérungsträgers durch gerichtliches Urteil

bestätigt werden war (vg1° 339,13, 181, 186; 19‚ 164; s°_

_
auch SozR RKG @93’Nr„ 1)°‘ Dem von der Revision vertretenen
Ständpunkt, eine erneute Prüfung gemäß 55 619 RVG aF‚ 627‘RVO

komme im Hinblick auf_die den Ablehnungsbescheid Vom 21° Juli

1959 bestätigenden rechtskräftigen Urteile des SG vom 20°;Ok—

tdher*19öo und des LSGvom24° Oktober 1961von vornherein

1911
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nicht in Betracht, kann demgemäß nicht beigepflichtet
werdeno'}

Daran ändert auch nichts der Umstand?daß die neue
Rechtseufé'

fassung des BSGzur Frage des Unfallversicherung9schutzes

alkoholbeeinflußter Verkehrsteilnehmer bereits im September
_

1960 (Veröffentlichung des
Urteilskrom30° Juni 1960 in SozR

RVG% 542'aF Nr° 27), also über ein Jahr vor demBerufungs—

urteil vom 24° Oktober 1961, bekannt geworden war„ Auch wenn

dieses für das_Verfahren nach ä‘4o Äbso 2 VeerG auf Grund 9

des Wortlautes jener Vorschrift maßgebende Kriterium (vgl.°
.

SozR VeerG % 40 Nr; 5) für den
Anwéndungsbereiohtder @@619“

RVGaF9 627 RVOentsprechend heränzuziehen sein sollte (a°Mo_

Schriefer, SozSich 1964, 111, 113), wäre es im
vorliegenden'lr

Fall schon deshalb ohne Bedeutung, weil in dem mit dem Beru—

fungsurteil vom 240 Oktober 1961 abgeschlossenen Rechtsstreit

vorweg nur die hragepzu entscheiden war‚ ob der Versäumung der„

.Klagefrist
Wiedereinsetzungsgründe ehtgegenständen; nach-Ver—

neinung dieser Frage war den damals entscheidenden Instanzen—

leine Stellungnahme zum materiellen Klagbegehren
verschlossen;

auch die Klägerin wäre seinerzeit nicht in der Lage
gewesengt‚'

eine Berücksichtigung der neuen
BSG—RechtspreChung mit einer

nicht zugelassenen Revision durch Rügen gemäß % 162 Abs° 1'g ::“

Nr° 2 SGGzu-erzielen« ' V
‘ “ ” ' '1' “>

‘Das LSGvertritt in den Gründen des
angefochtenen Urteils dié

‘Auffassung9 die Beklagte Sei nach 55 619 RVG eF‚ 627 RVGver—

pflichtet zu prüfen‚ ob sie mit ihrem bindend gewordenen Be—

$Cheid vom210 Juli 1959 in Anbetracht der seither geänderten__;

‘688G—Rechtsprechung Leistungen zu Unrecht
abgelehnt’habeo_ Die

gegen diese Auffassung gerichteten ReVisionsangriffe hält derv

erkennenä8 Senat für unbegründet° Unzutreffenä ist schon der,

[Au3gangSpunkt dieses Revisionsvorbringens, @ 619 RVG aE habe

’lediglich.die Berücksichtigung neuer‚ bei der ersten Ablehnung

'nooh nicht verfügbarer tatsächlicher Feststellungen bezweckto

"ÄUCh Gesichtspunkte rechtlicher Art können vielmehr bei der
‚

.Prüfung nach 5 619 RVOaF durChaus maßgebendsein (vglä SozR'

‚
EKG @95 Nro 1)° Allerdings kommt es für die Beurteilung der

"»10—
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Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit_des Bescheids tom"*f{

21„ Juli 1959 auf den in jenemZeitpunkt gegebenenRechts—
_zustand an (VGl BSG 19 58 44) Die Beklagte meint‚ die— ;

jser maßgebende Rechtszustand 'bestimme sich allein nach der 'n"

'demaligen höchstrichterlichen Rechtsprechung (BSG 3, 116),
_“an der unverrückbar auch bei Prüfungen im Rahmen der 55 6191 Ä

'RVO aFg 627 RVO festzuhalten sei (ebenso Sébieke‚ ZSR 1961‚hr3

'714; Bereitexe■ahny Unfallversfcherungy 3„ Aufl„‚ Anm„ 2 Zu

5 627) ' Dies steht nach Ansicht des erkennendeh Senats mit
.der Funktion einer höchs Rechtsprechung nicht “

in Einklanga ‚_- _ ;
‚ ‚

>; .
;

Im Wesen_einer höchstrichterliChen Recht$prechung liegt es,
daß die Gerichte bei der}Entscheidung der ihnen unterbreite—

ten Einzelfälle die Entwiéklung allgemeiner Rechtsgrundsätze
'anstreben‚ an die sieh untere Instanzen und VerwaltungS—

. "behörden bei der künftigen Behandlung gleichartiger Fälle jj„'

halten können;—diese rechtsentüickelnde Tätigkeit erfolgt"
oftmals sehrittweise (vgl BVerfG 18, 224‚ 237‚ 259)„ Weicht
eine oberste Instanz von ihrer Rechtsprechung ah‚ so kann"

’dies nicht —wie die Revisibn (s° auch Lauterbä0h, Unfall—}»L:

versicherung; 5 Aufl„‚ Anm° 5 zu € 627, S 714) meint —
einer Gesetzesänderung gleichgesetzt werden; vielmehr be—
_stehen zwischen Wandel der RechtsPrechung und Gesetzesänderung

tiefgreifende 'Wesensunterschiede (vgl BVerwG 17, 256.260;

s° auch BVerfG aaO 8° 240), die in den Gründen des angefoch—
ftenen*Urteils zutreffend erkennt und gewürdigt-worden sind„

Die Rechtspreéhungwill bei Wandlungihrer Grundsätze dasi
_qum Ausdruck bringen‚‘was eigentlich 5 bei schon früher ge—

läuterter Erkenntnis —bereits in der Vergangenheit gegolten
häbeh'solite (BVerwG aaO; s° auch BSG 15‚;157‚‘141; BVA—

Bescheid vom 13° August 1940‚'EuM 47,44)0 Dies wirkt sich=
auf den-Gere0htigkeitsgehelt_ auch'solcher Verwaltungsakte

aus, die in der Vergangenheit auf der Grundlage der später

preisgegebenén Rechtsprechungsgrundsätze erteilt Wurden und

_noch' vor dem Wandel der Rechtsprechung bindend geworden sind°

—11--{'
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Diese Vérwaltungsakte sind damit belastet,
daß sie

— falls
erst nach dem Wandel der RechtSprechung vom Gericht sachlich

_entschiéden
— ohne weiteres unter Zugrundelegung der neuen

höchstrichterlicheh Erkenntnisse beurteilt worden wären; da—'

'durch kommt hier
—im UnterSchied zu einer nicht rückwirken—

den Gesetzesänderung
«'dem Zufallsmoment der jeweiligen Ver“

'fehrensdauer eine 'rechtlich unangemessene Bedeutung zu “In
der Sczialvérsicherung

— hier insbesondere der Unfallversiche—

rung _ hat der Gesetzgeber durch Schaffung der 55-619 RVO eF,_—

627 RVG zum Ausdruck gebracht, daß unter derartigen Umständen,

das Prinzip der Rechtssicherheit hinter demder materiellen
Gerechtigkeit zurücktreten soll,_während freilich'im-allgeé‚
meinen_Verweltdngsrecht eine umgekehrte Rangfolge gilt (vgl°

BVerwG, Urteil vom 30° März 1966, DÖV 1966, 866)„' Der Senat

gelangt hiernach zu dem Ergebnis, daß eine Änderung der Recht—

sprechung bei einer Neuprüfdng auf Grund des 5 627 RVG — wie )

auch schon vorher gemäß 5 619 RVO a? —'zu berücksichtigen ist;

der Einfügung einer dem 5 40 Abs, 2 VewaG entsprechenden Vor—

schrift bedurfte es — wie der BT+Ausschuß für Sozialpolitik

.mit Recht angenommen hat (vgl BCE—Drucks° IV/938, S 18) — . .
‚hierfür nicht (ebenso BraCkmann, Handbuch der Sozielvers10herung,

_6° Auflo‚ 602, 602 a; Knöll/Schieckel, RVO—Gesamtkommentar,

Ann, 2 zu 5 627; Miesbach/Baumer, Die gesetzliche Unfallversie
'cherung, A'nm°2 zu @627; Etmer, Unfallversicherung, Anma'2r'v
'zu'5 627; Schroeder—Printzen, SozSich 1963, 232,23?;Schr1éfer,

aaO, S° 112; unter Darlegung starker Bedenken imErgebnis euch

Lauterbach aaO) " ‘
E's muß

sich freilich um einen Wandel der Rechtsprechung handeln,

In den Fassungen des 5 40 Abs , 2 VeerG vor und nach Inkraft—

treten des Ersten Neuordnungsgesetzes vom 27 Juni 1960 'ist' die—

ses Erfordernis zunächst mit dem Begriff "Ente cheidung von grund»‘

sätzlicher 'Bedeutung", alsdahn mit dem der "ständigen Recht— '

sprechnng" näher charakterisi'ert worden° Nach Meinung des er—
.kehnénden Senats braucht anläßlich des hier zu entscheidenden

Rechtsstreits auf das Für und Wider dieser Umsc'hreibungsversuche '

„12—7
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(vg Q'Schrief r.aeo) nicht näher einge'gangen2uwerden° _Inl;;

"vorliegenden Fall führen beide Abgrenzungsmaßstäbe zum'glei—Vi

_chen Ergebnis; der Frage des Vérsicherungsschutzes bei alko—_Vi_

_holbedingter Fahruntüchtigkeit kommt ganz zweifelsfrei grund—_
sätzliche Bedeutung (vgl-° BSG 15, 17) zu‚ im Hinblick auf die

seit dem 30a Juni 1960 engefallene Judikatur (BSG-129 242; ; ”

18,101 und zahlreiche sonstige Entscheidungen) kann auch

ohne weiteres von einer st endigen Rechtsprechung gesprochen

__werden, welche sich betont von den vorher (BSG 3, 116) prak—VÜ

tizierten Erkenntnissen abhebt„ Wichtig erscheint dem Senat

indessen der Hinweis, daß in den Anwendungshereich des @“627
RVG unter keinen Umständen jene Fälle gehören, in denen — be—T

dihgt dureh die starke Tatbestandsbezogenheit, welche die f

Streitfälle der Unfallversicherung kennzeichnet « die Recht+

sprechung unvermeidlich zu Akzentverschiebung_en gedrängt wird,
mit denen sie Besonderheiten des Einzelfalles gerecht zu

uwerden versucht, ohne jedoch grundsätzliche Erkenntnisse

preisquebén (vgl„ etwa
aus jüngster Zeit die Fehlinterpre—

tation von SOZR‚Nr„'57 zu 5 542 RVO aF durch das LSG Hamburg‚

_treitht’1965‚ 201;hierzuklarsteiiena‘SoznRVG@548Nr„3)„
Solche Nuarcierungen einem durchgreifenden Wandel der Rechte

Äsprechung_ gleichzusetzen, könnte allerdings für die Versie
_

chérungsträg_er bei der Handhabung des 5 627 RVO das Von ‘

Schieke (aaO) befürchtete Verwaltungschaos bedeuteno- Bei

"einer Beschränkung auf Rechtsprechungsanderungen in dem oben
gekennzeichneten Sinn erscheint diese Befürchtung aber gegen—

standslos, zumal da den vereicherungsträgern durchaus_zuzu—
billigen ist, ldaß sie in ihnen nicht ohne weiteres bekannten
Fällen Anträge der Bere0htigten abwarten können (vgl„

_
Schroeder—°r1ntnen‚ aaO So2579238;8chr1efer, aaO, S 115)ß

Bei der hiernach mit Recht vorgenommenen Überprüfung des Ab—
lehnungshesoheides vom 210 Juli 1959 unter Zugrundelegung der ,
gewandelten BSG—Rechtsprechung (1nsbesondere BSG 12, 242;

18,101) ist das LSG zu dem Ergebnis gelangt, der Versichevf

rungsschut2 Sei_zu Unrecht verneint werden, da die alkohplff
bedingteEahruntüchtigkeitdes-F° nieht die für den Unfall

„_
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„re0htlich allein weSentliche Ursache gewesen'seio Die Revisions—
angriffe gegen die vom LSG hierfür angeführten Erwägungen sind :

unbegründet;das LSGhat mit Recht demFehlverhalten äes'Liéfer—
wagenfahrers überragende Bedeutung für das Zustandekommen des”

Unfalls beigemessent. Daßauch die Voraussetzungeneiner Anwen—"
‘dung des 5 557 RVGa? nicht erfüllt sind, bedarf keiner näheren.
Darlegung (vgl SozR EVO 5 557 eF Nr° 1) ' „1_

_
-}

' —
Das LSG hat die im angefochtenen Urteil ausgesprochene Verpflich—

tung der Beklagten zur
Leistungegewähruhg damit begründet‚ daß

die Bildung einer anderen Überzeugung angesichts der eindeutigen

Sach— und Rechtslage nicht in Betracht komme° Bies überschreitet

nicht den Rahmen der den.Gerichten bei 5 627 RVG zugéwiesenen Er—

messensnachprüfung (vglo Lauterbach, aaO, Anma 2 zu @ 627; soauch

‚BSG7, 46, 49‘; 15, 157; a„m„ Miesbach/Beamer,aaO,Anm»4azu
5 627); das hiergegen gerichtete ReVisionsvorbringen läßt über—

dies nicht einmal erkennen‚ welche etwa jetzt erst zutage treten—

den Ab lehnungsgründe die Beklagte bei ihrer erneuten Prüfung noch

verbringen könnte°
‘

Die Revision muß hiernach als unbegründet zurückgewiesen werden

(5 170 Abs 1 Satz 1 SGG) " ‘ ' ' '
Die Kostenentscheidung beruht auf @193 SGG°
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